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DieKleinrentnerhilfederGemeindeWien.Am31 .August1927istdieEinrei-¬
chungsfrist für die AnsuchenumZuerkennungdes Zuschusseszu denZinsen
der Teilschuldverschreibungender GemeindeWienzu Endegegangen .Insge-¬
samtsindbeimMagistrate2560Gesucheeingelaufen .DerMagistratistbe-¬
reits mit der SichtungundVorbereitungdes Materialesbeschäftigtund

es wirddafürSorgegetragenwerden ,dassdie erledigungsreifenGesuche
raschestens der Kommissionvorgelegt werdenkönnen .Die Kommissionwird

derBürgermeisterin dernächstenZeiternennen.
So

DieWiederherstellungdesGrundbuches.ZwischenderGemeindeverwaltung
undder Regierunghat in denletzten Tagenein Schriftwechseldarüber
stattgefunden ,werdie zur Wiederherstellungdes Grundbuchesfurdie
zehn inneren Bezirke erforderlichen Räumebeizustellen habe .DerBund .

ist derAnsicht,dassnachdengesetzlichenBestimmungen,dieseinerzeit
bei der ersten Anlage des rundbuches entscheidend waren ,auch jetzt wie- ¬

derdieGemeindezurBereitstellungdernotwendigenRäumlichkeitenver-¬
pflichtetsei .SieGemeindebestreitetdieseVerpflichtungmitBerufung
auf das Gesetz ,das nur von einer einmaligen Anlage spricht undkeines¬

falls auch bei Ergänzungoder Wiederherstellung von verlorenen oderun- ¬
brauchbargewordenenGrundbüchernder Gemeindedie BeistellungvonLokali-¬
tätenauferlegt.

NichtsdestowenigerhatBürgermeisterSeitzineiner
Zuschriftan die Regierungdie BereitwilligkeitderGemeindevermaltung
bekundet ,mitRücksichtaufdasgrosseallgemeineInteresse ,für dieAr-¬
beitenzurWiederherstellungdesGrundbuchesgeeigneteRäumezurVerfü¬
gungzu stellen .DerWunschder Regierung ,die Kanzleiräumeineinem
Gebäudein der Nähedes provisorischen Justizgebäudesin derHerrengasse

zurVerfügungzustellen ,kannabernichterfülltwerden,weildieGe-¬
meindeein solchesGebäudenicht besitzt .Am"egensatzzu anderenPun-¬
desländernwurdenin Wienalle staatlichenGebäude,dienachdemUmsturz
geräumtwordensind,vomBundübernommen;dieGemeindeerhieltkeinein-¬
ziges dieser Gebäude .HerBundverlangt jetzt vonder GemeindedieBei- ¬
stellungvonnichtwenigerals 18AmtszimmernunddreigrösserenVer-¬
handlungssälenin einemGebäude .Esist allgemeinbekannt ,dassdieGe-¬
meinde weder im Rathaus noch in einem anderen zentral gelegenenstädti - ¬

schenGebäudefreie Räumebesitzt .WerBürgermeisterhat deshalbder
Regierung vorgeschlagen ,die Wiederherstellungsarbeiten desGrundbuches

in den einzelnen Bezirksämternjener Bezirke ,für die das Grundbuchneu
angelegtwerdenmuss ,durchzuführen .DieGemeindehat sich bereiter -¬
klärt ,in diesenGebäudendie notwendigenRäumezur Verfügungzustel -¬
len .EinesolcheLösungist auchfür die Bevölkerungweitzweckmässiger,

weildanndasAmtimWohnbezirkeist .
DieGemeindeist alsonichtin derLagedasVerlan-¬

gender Regierungzu erfüllen .Sie hat durchihre Bereitwilligkeitdie
notwendigen Räumein städtischen Amtshäusern in den Bezirkenbeizustel -

len ,weitüberahregesetzlicheVerpflichtunghinaus,ihrInteressean
der Wiederherstellungdesrundbuchesbekundet .DieGemeindemussmit
Bedauernfeststellen ,dassdie RegierungvondiesemAnbotkeinenGe-¬
brauchmachenwill .Esmussdannebender Bundesregierungüberlassen
bleiben ,entsprechendeVorsorgezu treffen ,wasgewissnicht schwerist ,

da sie ja übergenügendfreie Räumeverfügt .DieGemeindewird ,wenn
der Bundauf seiner Forderungbesteht ,allenfalls die Entscheidungder

Gerichteabwarten,
EswirdsichfürdenBunddieNotwendigkeitergeben,

doch zu erwägen ,ob es nicht im nteresse der raschenfertigstellung
desFrundbuchesgelegenist ,vondemAnbotderGemeinde,geeigneteRäu-¬
mein den Gebäudender magistratischen Bezirksämterzu benützen ,Ge- ¬

brauch zu machen .Die Gemeindemüsste im entgegengesetzten Falle jede
erantwortungfür die Verzögerungbei der WiederherstellungdesGrund-¬
buchesablehnen.
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